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Bei anderen gelesen

Verankerung des Rechts auf Arbeit im Grundgesetz 
der BRD? '

Unter der Überschrift „Ein ,Recht auf Arbeit‘ oder Voll­
beschäftigung?" befaßt sich Rechtsanwalt Dr. Walter A l t -  
h a m m e r ,  Mitglied der CDU;CSU-Fraktion im BRD- 
Bundestag, mit aktuellen Fragen der Auseinandersetzung 
um das Recht auf Arbeit in der BRD und wendet sich ent­
schieden gegen eine verfassungsrechtliche Verankerung die­
ses Rechts. Althammer beklagt zunächst, daß die wirt­
schaftliche Entwicklung in der BRD durch Inflation, Sta­
gnation, Rezession und Arbeitslosigkeit gekennzeichnet ist, 
und schreibt dann u. a.:

„Es ist nicht verwunderlich, daß in der Öffentlichkeit Vor­
stellungen eines .Rechts auf Arbeit' wiederbelebt worden sind. 
Gemeint ist ein Anspruch auf Beschäftigung gegenüber dem 
Staat oder gar gegenüber privaten Verfügungsberechtigten 
über die Produktionsmittel.

Die Auseinandersetzung um das Recht auf Arbeit wird wei­
tergehen, nachdem die Gewerkschaften diese Forderung heute 
als besonders aktuell betrachten und auch christlich orientierte 
Arbeitnehmerorganisationen das Postulat aufgenommen haben. 
Deshalb ist es besonders dringlich, begriffliche Klarheit zu 
schaffen.

Nicht gemeint ist das Freiheitsrecht zur Arbeit, wie es in 
Art. 12 GG normiert ist. ... Dieses Verfassungsrecht hat ledig­
lich einen Abwehrcharakter, ein Rechtsanspruch auf Bereit­
stellung eines Arbeitsplatzes gegen den Staat oder gar Private 
ist darin nicht enthalten. .. .

Schließlich wird das Recht auf Arbeit als sogenannte Einrich­
tungsgarantie oder Organisationsnorm gesehen. In Art. 79 
Abs. Ill GG sind das föderalistische Prinzip, die Demokratie und 
der Sozialstaat unter anderem mit einer solchen Verfassungs­
garantie versehen. Durch solche Verfassungsnormen geschützte 
Institutionen können zwar vom Gesetzgeber inhaltlich bestimmt 
und verändert werden, sie dürfen aber in ihrem Wesensgehalt 
nicht angetastet werden. Das Recht auf Arbeit ist jedoch keine 
solche gewachsene Institution des demokratischen Rechtsstaates. 
Es erscheint deshalb nicht sinnvoll, sie mit einem Garantieschutz 
von Verfassungsrang zu versehen. ...

Am häufigsten wird von den Befürwortern des Rechtes auf 
Arbeit gefordert, einen entsprechenden Programmsatz ins 
Grundgesetz aufzunehmen. .. . Einige gehen noch einen Schritt 
weiter und verlangen die Verankerung der .sozialen Grund­
rechte der Arbeitnehmer' in unserer Verfassung, von denen das 
Recht auf Arbeit nur eines wäre.

Die Befürworter einer solchen Lösung wenden sich dagegen, 
verfassungsrechtlichen Programmsätzen jede konkrete Auswir­
kung abzusprechen. Sie glauben, damit den Vorrang der Voll­
beschäftigung vor anderen Wirtschaftszielen (Stabilität, außen­
wirtschaftliches Gleichgewicht) verfassungsrechtlich abgesichert 
zu haben. Ebenso wäre der Gesetzgeber verpflichtet, die Ga­
rantie der Arbeitsplätze und der Vollbeschäftigung gegenüber 
den Arbeitgebern durchzusetzen. ...

Diese Argumente für einen Programmsatz zeigen aber auch 
schon die Bedenken auf. ...

Unsere Wirtschaftsordnung geht aus gutem Grund von der 
Gleichrangigkeit der Zielpunkte Vollbeschäftigung, Stabilität, 
Wachstum und außenwirtschaftlichem Gleichgewicht aus. Würde 
die öffentliche Hand durch einen verfassungsrechtlichen Pro­
grammsatz gezwungen, die anderen Konjunkturziele zu ver­
nachlässigen, dann wäre eine nachhaltige Störung des gesamt­
wirtschaftlichen Gleichgewichtes die Folge. Im Ergebnis könnte 
dann die verfassungsrechtlich programmierte Vollbeschäftigung 
ebenfalls nicht mehr erreicht werden, sie wäre geradezu durch 
eine verfassungsbedingte Ungleichgewichtigkeit zerstört. Auch 
die erwartete gesetzgeberische Auswirkung auf die Arbeitgeber 
könnte nur zu einer nachhaltigen Störung einer gedeihlichen

Wirtschaftsentwicklung führen . . . Schließlich könnten die Ge­
richte durch einen derartigen Verfassungsprogrammsatz moti­
viert werden, in ihrer Rechtsprechung ebenfalls die Gewichte 
einseitig zu verschieben.

Ein Recht auf Arbeit als Verfassungsprogrammsatz könnte 
also, wenn er nicht nur als völlig bedeutungslose Deklaration 
behandelt wird, eher das Gegenteil dessen erreichen, was ge­
wollt ist, nämlich ein wirtschaftliches Ungleichgewicht, das letzt­
lich zu Arbeitslosigkeit führt.

Man kann die Dinge drehen und wenden wie man will: 
wirksam für die Arbeitnehmer wäre nur ein in der Verfassung 
normiertes subjektives Recht auf Arbeit. Die sozialistischen Staa­
ten kennen ein solches Recht auf Arbeit in ihren Verfassungen. 
Sie haben durch die Verfügungsgewalt über die Produktions­
mittel dem Staat die Voraussetzung für die Realisierung dieses 
Rechtes gegeben.“

Althammer setzt sich dann mit dem Versuch von Ulrich 
Lohmann auseinander, „ein Recht auf Arbeit als subjekti­
ves Verfassungsrecht für jedermann zu formulieren“. Er 
vertritt die Ansicht, daß bei der Realisierung eines solchen 
Rechts „in einem freiheitlichen Verfassungs- und Wirt­
schaftssystem“ — sprich: unter den Bedingungen der öko­
nomischen und politischen Macht des Monopolkapitals — 
„unüberbrückbare Schwierigkeiten“ entstünden, da es „mit 
Recht als utopisch angesehen wird, Wirtschaftskrisen ein­
fach verfassungsrechtlich zu verbieten“. Althammer kommt 
zu dem Ergebnis:

„Es hat sich also gezeigt, daß die bloße Postulierung eines 
Rechtes auf Arbeit keine Vollbeschäftigung bringt. Ein bloßer 
Programmsatz erweckt Erwartungen, die enttäuscht werden müs­
sen und dann um so schädlicher wirken. Ein subjektives Recht 
auf Arbeit für jedermann ist in einer freiheitlichen Wirtschafts­
ordnung nicht zu verwirklichen."

(Quelle: „Aus Politik und Zeitgeschichte“, Beilage zur 
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